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in der Fassung vom 24. Juli 2000    

  
§ 27 

Wahlgebiet, Unechte Teilortswahl 

(1) Die Gemeinde bildet das Wahlgebiet. 

(2) In Gemeinden mit räumlich getrennten Ortsteilen können durch die Hauptsatzung aus 
jeweils einem oder mehreren benachbarten Ortsteilen bestehende Wohnbezirke mit der 
Bestimmung gebildet werden, dass die Sitze im Gemeinderat nach einem bestimmten 
Zahlenverhältnis mit Vertretern der verschiedenen Wohnbezirke zu besetzen sind (unechte 
Teilortswahl). Die Bewerber müssen im Wohnbezirk wohnen. Das Recht der Bürger zur 
gleichmäßigen Teilnahme an der Wahl sämtlicher Gemeinderäte wird hierdurch nicht berührt. 
Bei der Bestimmung der auf die einzelnen Wohnbezirke entfallenden Anzahl der Sitze sind 
die örtlichen Verhältnisse und der Bevölkerungsanteil zu berücksichtigen. 

(3) Bei unechter Teilortswahl sind die Bewerber in den Wahlvorschlägen getrennt nach 
Wohnbezirken aufzuführen. Die Wahlvorschläge dürfen für jeden Wohnbezirk, für den nicht 
mehr als drei Vertreter zu wählen sind, einen Bewerber mehr und für jeden Wohnbezirk, für 
den mehr als drei Vertreter zu wählen sind, höchstens so viele Bewerber enthalten, wie 
Vertreter zu wählen sind. Findet Verhältniswahl statt, kann der Wahlberechtigte für den 
einzelnen Wohnbezirk Bewerber, die auf anderen Wahlvorschlägen als Vertreter für den 
gleichen Wohnbezirk vorgeschlagen sind, übernehmen und einem Bewerber bis zu drei 
Stimmen geben. Der Wahlberechtigte kann dabei nur so vielen Bewerbern im Wohnbezirk 
Stimmen geben, wie für den Wohnbezirk Vertreter zu wählen sind. 

(4) Findet bei unechter Teilortswahl Mehrheitswahl statt, muss der Stimmzettel erkennen 
lassen, welche Personen der Wahlberechtigte als Vertreter der einzelnen Wohnbezirke in den 
Gemeinderat wählen wollte; Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

(5) Ist die unechte Teilortswahl auf Grund einer Vereinbarung nach § 8 Abs. 2 und § 9 Abs. 
4 auf unbestimmte Zeit eingeführt worden, kann sie durch Änderung der Hauptsatzung 
aufgehoben werden, frühestens jedoch zur übernächsten regelmäßigen Wahl der 
Gemeinderäte nach ihrer erstmaligen Anwendung. 
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